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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 12. Februar 2025 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

im Vorgriff auf die o.a. Ausschusssitzung stelle ich anbei eine Ergänzung 

zum Bericht vom 17. Januar 2025 (Vorlage 18/3478) zur Verfügung.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Ergänzung zum Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie zur (Vorlage 18/3478) für die Sitzung des 

Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie am 

22. Januar 2025 

 

„Arbeitsplanung des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie für das Jahr 2025“ (Berichtsbitte der Fraktion 

der FDP vom 9. Januar 2025) 

 

 

Die Landesregierung informiert den Ausschuss regelmäßig und 

ausführlich über Kabinettsbeschlüsse, umgesetzte Projekte und den 

Sachstand laufender Vorhaben. Die grundlegende Arbeitsplanung basiert 

auf dem Koalitionsvertrag der die Landesregierung stellenden Parteien, 

so dass das Arbeitsprogramm der Landesregierung öffentlich vorliegt. 

 

Wie bereits in der Vorlage 18/3478 ausgeführt, bedarf es vor einer 

Veröffentlichung von Gesetzesentwürfen, Verordnungen, 

Bundesratsinitiativen wie auch weiterer Maßnahmen mit 

herausgehobener Relevanz oder Wirkung auf mehrere Ressorts eines 

Beschlusses des Kabinetts. Dieser wiederum setzt die interne 

Willensbildung und Verständigung innerhalb der Landesregierung 

voraus, die erst mit dem Kabinettsbeschluss zum Abschluss kommt.  

Die internen Arbeitsplanungen der Landesregierung sind nicht 

Gegenstand der Informationspflichten der Landesregierung gegenüber 

dem Parlament. Vor diesem Hintergrund unterscheiden sich 

Informationszeitpunkte und Detailgrade der von der Landesregierung 

regelmäßig gegenüber Mitgliedern des Parlaments bzw. der 

Fachausschüsse erstatteten Berichte nicht von der Praxis der 

Vorgängerregierung. 

 

Selbstverständlich anerkennt die Landesregierung das 

Informationsinteresse der Abgeordneten in ihrer Gesamtheit, hier konkret 

der Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie, und kommt diesem regelmäßig - und weit über die formalen 

Berichtspflichten hinaus - nach. Unter dem ständigen 

Tagesordnungspunkt „Strukturwandel“ berichtet das Ministerium für 

Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie beispielsweise detailliert 

über die Fortschritte im Rheinischen Revier - deutlich über die 
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Informationspflichten nach der Parlamentsinformationsvereinbarung 

hinausgehend.  

 

Die Dynamik der geopolitischen Lage zeigt beispielhaft, dass unabhängig 

von konkret vereinbarten landespolitischen Vorhaben auf geänderte 

Rahmenbedingungen zu reagieren ist. Nach dem Wegfall wesentlicher 

Mengen fossiler Energieimporte aus Russland infolge des russischen 

Angriffskriegs gegen die Ukraine drohen nun wirtschaftspolitische 

Konflikte mit der US-Regierung unter Donald Trump. Mit einem 

Handelsvolumen von rund 33 Milliarden Euro gehören die USA zu 

unseren wichtigsten Handelspartnern. Deshalb braucht es politische 

Weichenstellungen – hier im Land, aber auch in Berlin und Brüssel – die 

Europa, Deutschland und Nordrhein-Westfalen wirtschafts- und 

energiepolitisch resilienter machen. Hierfür wird sich die Landesregierung 

konsequent einsetzen. 

 

Diese unsichere Perspektive trifft auf eine schwache Konjunktur. Das 

Land befindet sich in einer Wirtschafts- und Strukturkrise, deren 

Überwindung eine große Herausforderung und der klare Fokus für das 

Jahr 2025 bleibt.  

Die Landesregierung arbeitet konsequent daran, die erforderlichen 

Rahmenbedingungen für Wachstum und Wohlstand in Nordrhein-

Westfalen zu schaffen. Es geht darum, die Rahmenbedingungen für 

Investitionen in Nordrhein-Westfalen zu verbessern, etwa durch schnelle 

Verfahren, verbesserte Verfügbarkeit von Flächen und von erneuerbarer 

Energie. Dies alles sind Daueraufgaben, die kontinuierlich verfolgt 

werden. Für den Großteil der rahmengebenden Bedingungen für 

steuerliche, energiewirtschaftliche und konjunkturelle Perspektiven, der 

auf Bundesebene zu verorten ist, ergreift die Landesregierung Initiativen, 

um die bundespolitischen Weichen mitzugestalten. Hierzu gehört der im 

Frühjahr 2024 von Ministerin Neubaur vorgeschlagene Investitions-

Booster als unbürokratische Steuerentlastung.  

 

Bezugnehmend auf die ursprüngliche Anfrage der Fraktion der FDP, die 

insbesondere Fragen von Verfahrensbeschleunigung und 

Bürokratieabbau adressiert, werden im Folgenden die dem Ausschuss 

bereits durch verschiedene Berichte vorliegenden Umsetzungsstände zu 

zentralen Vorhaben in diesem Bereich aufgeführt, die einen 

Arbeitsschwerpunkt des Jahres 2025 bilden.  
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Der Bund-Länder-Pakt für Planungs-, Genehmigungs- und 

Umsetzungsbeschleunigung ist das gemeinsame Bekenntnis für mehr 

Tempo in Bund und Land. Nordrhein-Westfalen hat bereits mehr als 40 

Prozent der Maßnahmen des Pakts umgesetzt – und wird auch zukünftig 

die Umsetzung konsequent vorantreiben. Im Ministerium für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie wurde eine Stabsstelle eingerichtet, 

die direkt an die Hausspitze berichtet. 

 

Hervorzuheben ist zudem das „Erste Beschleunigungs- und 

Entlastungspaket“ der Landesregierung, das von dem Ministerium für 

Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie und der Staatskanzlei 

gemeinsam erarbeitet wurde. Das Paket war Gegenstand einer 

Information und Beratung in der Ausschusssitzung am 11. Dezember 

2024. Das Paket enthält zahlreiche Einzelmaßnahmen zur Entlastung der 

Wirtschaft, an deren Umsetzung in diesem Jahr mit hoher Priorität 

gearbeitet wird.  

 

Die Landesregierung nimmt diesen Bericht zum Anlass, proaktiv und 

bereits vor der nächsten Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie über ein aktuelles Beispiel für ein an 

der Praxis orientiertes und wirksames Vorgehen zu informieren: Das neue 

„Board für Entlastung und Beschleunigung“ folgt dem Anspruch der 

Landesregierung, aus Politik, Wirtschaft und Genehmigungsbehörden 

eine Entlastungsallianz für Nordrhein-Westfalen zu formen. Mit dem 

Board bringt das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie zentrale Akteurinnen und Akteure aus Politik, Wirtschafts- und 

Industrieverbänden, Bezirksregierungen sowie Gewerkschaften an einen 

Tisch und berät über Bürokratie-Entlastung und Beschleunigung in 

Bereichen mit hoher wirtschaftlicher Relevanz. Das Board wird alle sechs 

Monate zusammenkommen – die erste Sitzung fand am Freitag, dem 24. 

Januar 2025 statt.  

 

Darüber hinaus bringt sich das Land verstärkt in sogenannte 

Praxischecks ein. Bei Praxischecks werden im engen Austausch mit 

Unternehmen, Verwaltungen sowie Expertinnen und Experten konkrete 

Anwendungsfälle für Vereinfachungen und Beschleunigungen betrachtet. 

Ein erster Praxischeck zum Landeswärmeplanungsgesetz wurde in 

Q3/2024 durchgeführt. Ein weiterer Praxischeck wird Mitte Februar mit 

Bundes- und Landesministerien, Unternehmen und 

Genehmigungsbehörden durchgeführt. Ziel ist es, Elektrolyseure 
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schneller zu genehmigen und damit den Hochlauf der 

Wasserstofferzeugung zu beschleunigen.  

 

Zum kontinuierlichen Einsatz der Landesregierung für die Stärkung des 

Industriestandorts Nordrhein-Westfalen gehören Investitionen in 

Infrastruktur, Forschung und Entwicklung sowie Maßnahmen zur 

Sicherstellung einer wettbewerbsfähigen Energieversorgung. Zudem 

werden Programme zur Fachkräftesicherung und -entwicklung gefördert. 

Gleichzeitig brauchen Industrie und Wirtschaft Planungssicherheit bei der 

Bewältigung der Herausforderungen der Transformation. Die 

Landesregierung fördert den Transformationsprozess hin zu einer 

klimaneutralen Industrie technologieoffen unter den Kriterien Effizienz, 

Klimaschutz und absehbare Wettbewerbsfähigkeit.  

 

Durch den Dialog mit Unternehmen und Verbänden werden gemeinsam 

Strategien entwickelt, um den Standort attraktiv und zukunftsfähig zu 

gestalten. Die Beratungen im Zukunftsdialog Industrie zur 

Weiterentwicklung des Industriepolitischen Leitbilds Nordrhein-Westfalen 

wurden im November 2024 nach knapp zwei Jahren abgeschlossen. Das 

Leitbild legt einen Handlungsrahmen für die zukünftige Industriepolitik 

fest und beschreibt Ziele und Maßnahmen in den zentralen 

Zukunftsthemen Investitionen, Innovationen, zirkuläre Wertschöpfung, 

Klima und Energie, Flächenentwicklung und digitale Infrastruktur. Als 

wichtige Querschnittsthemen werden außerdem der Bürokratieabbau und 

die Fachkräftesicherung berücksichtigt. Nach Abschluss der 

Ressortabstimmung wird das Leitbild veröffentlicht. 

 

Dem Ausschuss bekannt ist zudem das Verfahren zur 3. Änderung des 

Landesentwicklungsplans. Das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes 

Münster zur von der Vorgängerregierung beschlossenen 1. Änderung des 

Landesentwicklungsplans hat verdeutlicht, wie wichtig eine rechtssichere 

Ausgestaltung ist. Für die 3. Änderung des Landesentwicklungsplans soll, 

wie bereits berichtet, kurzfristig ein Entwurf in die 1. Offenlage gegeben 

werden. 

 

Gemeinsam mit dem Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

erarbeitet das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie eine Kreislaufwirtschaftsstrategie. Für die in diesem Jahr 

erfolgende Erarbeitung der Bioökonomiestrategie wurden bereits im 
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vergangenen Jahr Eckpunkte beschlossen. Zudem wurde ein 

Bioökonomie-Rat eingerichtet. 


